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EI N L EIT U NG

Der hier vorliegende »Politische Traktat« (TP) ist Spinozas letz tes 
Werk, das zu vollenden der Tod ihn gehindert hat. Spinoza hat 
ihn 1675 nach der Fertigstellung seiner »Ethik« begonnen. Der 
letzte uns erhaltene Brief Spinozas bezeugt die Arbeit an unserem 
Traktat; er enthält eine Inhaltsangabe der schon fertig gestellten 
und noch geplanten Kapitel. Die Herausgeber der »Opera Post-
huma« (1677), in denen unser Traktat enthalten ist, haben die-
sen Brief dem Text vorangestellt, wohl auch deshalb, weil in ihm 
deutlich wird, wie wichtig Spinoza das Th ema ist, das innerhalb 
der »Ethik«, dem philosophischen Hauptwerk, eine nur margi-
nale Rolle gespielt hat. Um unseren Traktat in das Ganze der 
Philosophie Spinozas einordnen zu können, sollen zunächst die 
Gründe hierfür in den Blick gebracht werden.

1. Politik und Ethik

In der »Ethik« fi ndet sich in der Anmerkung 2 zum 37. Lehr-
satz des Vierten Teils ein kurzer Abriß einer Politik-Th eorie. Ihre 
Exposition in einer bloßen Anmerkung macht deutlich, daß die 
Politik ihren Ort nicht innerhalb des die »Ethik» kennzeichnen-
den Deduktionsganges hat; ihre zu erweisende Struktur stützt 
sich auf Fundamente, die die »Ethik« nicht im Blick hat. Ande-
rerseits steht die anmerkungsweise dargestellte Politik-Th eorie 
nicht an einer beliebigen Stelle, sondern, wie A. Matheron deut-
lich gemacht hat, genau dort, wo die Th eorie eines vernünftigen 
Umgangs mit den die Menschen unausweichlich bestimmenden 
Aff ekten vom Standpunkt eines Individuums in den der Inter-
subjektivität übergeht.1 Diese Perspektive ist für jene Th eorie 

1 A. Matheron, Individu et communauté chez Spinoza, Paris 1969, 21988.
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von entscheidender Bedeutung, weil die menschliche Aff ektivi-
tät sich wesentlich in der Orientierung des Individuums an sei-
nen Mitmenschen herausbildet, wie der Dritte Teil der »Ethik« 
gezeigt hat. Aff ekte, so wird dort gezeigt, gründen in einem indi-
viduellen Streben (conatus), in dem der Mensch bloß meint, das-
jenige realisieren zu können, worauf er wie jedes andere Ding 
natürlicherweise aus ist, die Erhaltung des eigenen Seins (in suo 
esse perseverare). In einem Selbsterhaltungsstreben in Form des 
Meinens (imaginatio) sucht sich der Mensch auf Kosten seiner 
Mitmenschen durchzusetzen, mit der Konsequenz eines wech-
selseitigen Konfl ikts der Menschen. Das natürliche Aussein 
eines jeden Menschen auf Steigerung der eigenen Seinsmacht 
(po tentia) wird so im wesentlichen durch die Mitmenschen ge-
hemmt, so daß die mit ihm verbundenen positiven Aff ekte der 
Freude und Liebe ständig Gefahr laufen, in ihr Gegenteil, solche 
der Trauer und des Hasses, umzuschlagen. In subjektiver Per-
spektive führt dies zu einer Schwankung des Gemüts (fl uctua-
tio animi) und in intersubjektiver Perspektive zu einer latenten 
wechselseitigen Feindschaft, in beiden Sphären also zu einer 
Form der Instabilität, die Ausdruck dessen ist, daß der Mensch 
in Abhängigkeit von äußeren Einfl üssen steht, die ihn fremdbe-
stimmen. Ihnen ausgesetzt zu sein, bedeutet, ein Leben zu füh ren, 
das allein deshalb nicht vernünftig ist, weil es selbsterhal tungs-
widrig ist.

Bilden sich die den Menschen bestimmenden Aff ekte wesent-
lich in der Sphäre zwischenmenschlichen Agierens heraus, dann 
wird er kein vernünftiges Leben führen können, wenn er seine 
Aff ekte nicht in einer Weise kontrollieren kann, der seine Mit-
menschen sich anschließen. In den der individuellen Perspektive 
folgenden Passagen des Vierten Teils der »Ethik« legt Spinoza 
dar, daß die Vernunft (ratio) es ist, die eine intersubjektive Har-
monie zu stiften vermag (IV, prop. 35 ff .), im Gegensatz zu ei-
nem Eingenommensein durch Leidenschaften (passiones), die, 
im bloßen Meinen verankert, von unvernünftiger Gestalt sind 
(IV, prop. 32 ff .). Doch hat die Vernunft eine dahingehende 
Kraft nur, wenn alle Individuen sie auch gebrauchen, in bezug 
worauf derjenige, der sich von ihr leiten läßt, eher skeptisch sein 
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muß, weil das in der »Ethik« beschriebene aus der Vernunft her-
vorgehende Streben nicht nur etwas ist, das auf Einsicht (intelli-
gere) gerichtet ist (IV, prop. 26). Es ist selber eine Form von 
Einsicht, die ihre höchste Form in der Erkenntnis Gottes hat (IV, 
prop. 28), in der erst die Menschen, ihre aff ektiv bedingten Di-
vergenzen überwindend, tatsächlich untereinander übereinstim-
men (IV, prop. 36). Mit dieser Form vernünftigen Strebens ist 
ein Maß an Intellektualität verbunden, das off ensichtlich nur 
dem Philosophen oder Weisen (sapiens) eigen ist. Das hat die 
fatale Konsequenz, daß der Vernünftige, wenn die mit ihm Zu-
sammenlebenden widervernünftig handeln, von seiner Vernunft 
absehen müßte, um sich selbst nicht den eigenen Untergang zu 
bereiten. Er müßte, orientiert an jenen, strategisch verfahren und 
sich einem rationalen Kalkül unterwerfen, der sich hinreichend 
auf das Sichverhalten seiner Mitmenschen und deren Aff ektivi-
tät einläßt. Ist das Aussein auf Selbsterhaltung vernünftig und 
stünde seine Realisierung unter jenem Kalkül, dann müßte einer 
zweckrationalen Vernunft das Wort geredet werden, die von ei-
ner Vernunft als Vermögen unbedingter Einsicht nichts übrig-
 ließe.

Diesen Schluß zieht die »Ethik« allerdings nicht. Sie ist viel-
mehr im Ganzen ihres Aufbaus so organisiert, daß sie mit der 
Explikation der Struktur Gottes als eines ersten unbedingten 
Prinzips zugleich die Bedingungen entwickelt, unter denen 
der jenige, der Einsicht in diese Struktur hat, einen Weg gehen 
kann, auf dem er kraft seines Erkennens aus sich heraus und 
darin in Freiheit das ihm eigene Sein genießt.2 Dieser Weg, der 
ebenso schwierig wie selten ist (V, prop. 42, schol.), ist freilich 
mit Hin dernissen gepfl astert, die der menschlichen Natur selbst 
ent springen. Es ist die Aff ektivität, deren Wirksamkeit es dem 
Men schen schwierig macht, sein Erkennen so zu verinnerlichen, 
daß dieses den eigenen conatus und damit die Weise, in der er 
sein Leben führt, ausschließlich bestimmt. Spinoza zeigt, wie 
der Mensch im Kampf mit diesen Schwierigkeiten bestimmte 

2 Vgl. meine Abhandlung »Spinozas Th eorie des Menschen« (Ham burg 
1992).
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Etappen durchlaufen muß und sich dabei solcher Hilfsmittel zu
bedienen hat, die relativ auf die faktischen Hindernisse sind und
darin dem Anspruch auf ein rein vernünftiges und damit freies Le-
ben nicht schon genügen. Sie entwickelt Spinoza in dem Teil der 
»Ethik«, der »Von menschlicher Knechtschaft« überschrieben ist; 
und dort hat die anmerkungsweise eingeschobene Politik-Th eo-
rie ihren Ort. In ihrer Struktur nicht aus dem an menschlicher 
Einsicht orientierten Konzept der »Ethik« zu gewinnen, hat der 
Staat wesentlich die Funktion, ein dem Vernünftigen günstiges 
Milieu zu schaff en, in dem dieser, frei von Anfeindungen, sein 
ihm eigenes Leben führen kann. Denn auch für ihn, dessen Le-
bensform die »Ethik« beschreibt, ist ein ihm entgegenkommen-
des Milieu unerläßlich: »Ein Mensch, der sich von der Vernunft 
leiten läßt, ist freier in einem Staat, wo er nach gemeinsamem 
Beschluß (ex communi decreto) lebt, als in einem Alleinsein, in 
dem er nur sich selbst gehorcht« (IV, prop. 73).

In diesem Kontext ist der Staat eine äußere Bedingung, unter 
der der Mensch die Freiheit, die er seinem Erkennen verdankt, 
genießen kann. Doch muß der Staat, um seine Funktion, frei-
heitsgewährend zu sein, ausüben zu können, seinerseits unter 
einer Bedingung stehen, deren Möglichkeit die »Ethik« nicht 
darlegen kann und die zu entwickeln es deshalb einer separaten 
Abhandlung bedarf. Es ist die in obigem Zitat genannte Bedin-
gung, daß der Mensch im Staat tatsächlich nach einem gemein-
samen Beschluß lebt, wofür eine Übereinstimmung der Indivi-
duen in Anspruch genommen werden muß, deren Grundlage 
nicht jener Gebrauch der Vernunft sein kann, der der »Ethik« 
zufolge die alleinige Bedingung von Übereinstimmung ist. Mag 
der Staat also einem vernünftigen Leben dienen, so bleibt doch 
die Frage, ob er aus diesem Bezug in seiner Struktur verständ-
lich gemacht werden kann. Weil er gerade aufgrund des Tatbe-
standes des nicht vernunftgeleiteten aff ektiven Lebens der vielen 
erfor derlich ist, scheint es fraglich zu sein, ob er seine Leistungs-
kraft aus einer Verfaßtheit haben kann, die dem vernünftigen 
Leben entgegenkommt. Im Kontext der »Ethik« gelesen, ist es 
freilich naheliegend, ihn so zu verstehen, weil ihr zufolge der 
Vernunft gebrauch allein es ist, der eine Harmonie stiftende Ge-
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meinsamkeit der Individuen garantiert. Der Staat würde in einer 
Förde rung der latenten Vernünftigkeit das gewährleisten, worauf 
auch der Vernünftige aus ist, bloß mit besseren Mitteln, als ein 
Privat mann es kann, und die Politik wäre eine Verlängerung des 
Bemü hens, das Spinoza in der der Staats-Th eorie vorangehenden 
An merkung 1 zu Lehrsatz 37 des Vierten Teils der »Ethik« erwo-
gen hat. Dort wird die individuelle Perspektive des Erkennens 
auf die intersubjektive Sphäre so erweitert, daß der sich selbst 
begrei fende Vernünftige den Genuß, den er im Erkennen er-
fährt, als etwas versteht, von dem er begehrt, daß auch andere an 
ihm par tizipieren. Eine geschickte Pädagogik ist hier vonnöten, 
in der ein Mensch die anderen durch ein vorbildhaftes Leben so 
leitet, daß diese zur Selbständigkeit des Vernunftgebrauchs ge-
bracht werden. Eine Übereinstimmung, die sich nicht auf schon 
prakti zierte Vernunft stützt, käme durch ein Verfahren, das der 
Ver nunft gemäß ist, zustande.

Dahingehende Überlegungen greifen einen Gesichtspunkt auf, 
den Spinoza in seiner ersten der Politik gewidmeten Ab handlung 
verfolgt hat, in dem »Th eologisch-Politischen Trak tat« (TTP) 
aus dem Jahre 1670, dessen Anliegen zum besseren Verständnis 
des hier vorliegenden Traktats skizziert sei. Seine Grundthese ist, 
daß das Programm der Ethik und die Th eorie der Aufgaben des 
Staates sich nur hinsichtlich der Unterschiedlich keit ihrer Adres-
saten unterscheiden. Anders als die gelingende Lebensführung 
aus dem Selbstverständnis des seiner eigenen Vernunft verpfl ich-
teten Individuums ist das Leben, das die Poli tik den Individuen 
garantiert, indem sie auf das unvernünftige Begehren und die 
damit verbundenen Erwartungen, sie regulie rend, durch Zwang 
und damit von außen Bezug nimmt, nicht aus der Vernunft voll-
zogen, aber doch der Vernunft gemäß. Darin bleibt die Politik 
mit der Ethik in Einklang, wenn sie auch hin sichtlich der einzu-
setzenden Mittel von ihr unterschieden ist und der Einsatz der 
rechten Mittel einer Erörterung bedarf, die sich dem, was die 
»Ethik« im Hinblick auf das vernünftige Leben des Weisen ent-
wickelt, entzieht.

Analog dazu hat Spinoza auch die Religion verstanden und 
unter diesem Aspekt beide Bereiche, die Politik und die Reli-
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gion, zu einer Abhandlung zusammengefaßt. Für die Sphäre der 
Innerlichkeit, den privaten Glauben des einzelnen, leistet die Re-
ligion das, was die Politik für die Sphäre des Äußeren leistet. 
In ihrer Lehre sich anpassend an die Fassungskraft des Volkes 
und in ihrer Form der Präsentation keinen Anspruch auf Wahr-
heit enthaltend, hat sie einen rein vernünftigen Gehalt, der den 
Gläu bigen ein vernunftgemäßes Leben, wenn auch in Form des 
Ge horsams, ermöglicht. So verstanden gibt die Religion den Un-
wissenden eine Chance, ein gelingendes Leben zu führen, mögen 
diese dabei auch von außen geleitet sein und folglich in einer 
Weise leben, die dem nicht genügt, was in der »Ethik« das Leben 
der Wissenden ausmacht.3 Die Religion vermag darüber hinaus 
in der Regulierung des aff ektiven Begehrens bei den Menschen 
eine Haltung und Charakterstärke auszubilden und darin For-
men des zwischenmenschlichen Umgangs zu schaff en, die dem 
Philosophierenden entgegenkommen, wenn auch eine weiterge-
hende Regulierung durch die Rechtsgesetze des Staates erforder-
lich ist, denen die Religionsausübung unterzuordnen ist. Spino-
zas kritische Religionsphilosophie will die Religion rechtfertigen 
und attackiert lediglich deren Interpreten, die Th eologen, die die 
Religion in den Dienst der eigenen Machtausübung nehmen, die 
nicht auf die Förderung eines selbstbestimmten Lebens der Indi-
viduen aus ist, sondern auf dessen Unterdrückung.

Doch mußte Spinoza klar sein, daß seine Th eorie der Reli-
gion eine bloße Konstruktion ist, die mit dem Konzept einer 
rein ver nünftigen Religion universellen Charakters sich auf das 
Selbst verständnis derer, für die die Religion bedeutsam ist, nicht 
hin reichend einläßt. Zwar hatte er geglaubt, daß die verblei-
benden Restbestände dogmatisch-sektiererischer Religionen in 
den ih nen eigenen Ansprüchen auf alleinige Geltung von der 
Gewalt des Staates neutralisiert und in die private Sphäre bloßer 
Inner lichkeit verwiesen werden können. Problematisch mußte in 
sei nen Augen das analoge Verfahren bloßer Konstruktion jedoch 
werden, sobald es um die Th eorie des Staates als einer öff ent-

3 Vgl. A. Matheron, Le Christ et le salut des ignorants chez Spinoza, Paris 
1971.
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lichen Einrichtung geht, in die die Individuen in ihrem tatsächli-
chen Begehren integriert sein müssen. Das hat das Politik-Kon-
zept des »Th eologisch-Politischen Traktats« nicht hinreichend 
im Blick, wenn es die Verfaßtheit des Staates aus der Relation 
zu einem Selbstverständnis der Individuen zu entwickeln sucht, 
dem unterstellt wird, vernunftorientiert zu sein.

Der »Th eologisch-Politische Traktat« ist eine Streitschrift, mit 
der Spinoza in die geistige Situation seiner Zeit hat eingreifen 
wollen. Er sah die Gefahr, daß ein geistiges Klima sich ausbreiten 
könnte, das dem Gehalt der eigenen Philosophie entgegensteht: 
der Ethik einer Lebensführung, die der selbst zu vollziehenden 
Einsicht eines jeden Individuums verpfl ichtet ist und damit einer 
Freiheit, die sich dem selbständigen Denken verdankt. Im Hin-
blick darauf will er zeigen, daß die wichtigsten das menschliche 
Leben mitbestimmenden außerphilosophischen Instanzen, Reli-
gion und Politik, die ihnen eigene Aufgabe, nämlich Frömmig-
keit auszubreiten und Frieden zu stiften, nur erfüllen können, 
wenn sie in ihrer institutionalisierten Form von Kirche und Staat 
jene Freiheit des Philosophierens einschließlich aller seiner Vor-
formen einer geistigen Betätigung überhaupt zugestehen. Die 
dem Titel beigegebene Charakterisierung der Abhandlungen des 
Traktats enthält das Programm: In ihnen wird gezeigt, »daß die 
Freiheit zu philosophieren nicht nur unbeschadet der Frömmig-
keit und des Friedens im Staat zugestanden werden kann, son-
dern daß sie nur zugleich mit dem Frieden im Staat und mit 
der Frömmigkeit selbst aufgehoben werden kann«. Bezogen auf 
die Politik heißt das, daß die Freiheit zu philosophieren nicht 
nur etwas ist, das vom Staat wegen ihrer Belanglosigkeit ohne 
Gefahr zugestanden werden kann, sondern daß ihr Zugeständnis 
eine unerläßliche Erhaltungsbedingung des Staates selber ist und 
da mit die Voraussetzung dafür, daß er seine Funktionen über-
haupt wahrnehmen kann. Die Verträglichkeit von Philosophie 
und Po litik ist diesem Verständnis nach nicht das Nebeneinan-
der sich nicht berührender Sphären; der Staat bedarf vielmehr 
desjenigen, was Voraussetzung alles Philosophierens ist, die freie 
Betätigung des Geistes, weil er die ihm eigenen Aufgaben nur er-
füllen kann, wenn sich in ihm eine Gemeinsamkeit der von ihm 
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beherrschten Individuen artikuliert, die sich letztlich, so meint 
Spinoza in Ein klang mit der »Ethik«, nur in Form einer geistigen 
Tätigkeit, die niemandem genommen werden kann, herausbil-
den kann. Ist der Staat nicht eo ipso ein Gebilde, das von einer 
Gemeinsamkeit seiner Individuen getragen wird, dann muß er, 
um sich selbst erhalten zu können, dies erst anstreben, und dann 
ist es nur kon sequent, wenn Spinoza Freiheit als Ziel des Staates 
bestimmt (20. Kap.).4

Diese Th eorie muß in Übereinstimmung mit dem Konzept 
der »Ethik« unterstellen, daß den Menschen der Gebrauch der 
Ver nunft wesentlich ist und daß sie sich deshalb in einem Staat, 
der durch den Bezug auf ihren Vernunftgebrauch gekennzeich-
net ist, wiedererkennen. Auch in der Idee einer vertraglichen 
Überein kunft im Anschluß an Hobbes (16. Kap.), derzufolge 
sich die Menschen eigens entschließen, die Regelung ihres 
Zusammenle bens der Souveränität eines Staates zu übertragen, 
um dem aff ekti ven Gegeneinander des bloß Privaten in einer sie 
alle verbinden den Weise zu entgehen, ist den Individuen, de-
ren unvernünftige Aff ektivität der Keim latenter Konfl ikte ist, 
schon ein Vernünf tigsein unterstellt und zugleich der Vernunft 
eine Kraft zuge sprochen, die in der Bestimmung menschlichen 
Handelns grö ßer ist als die der Aff ekte. Der Staat muß, gerade 
wenn er nichts anderes als die gemeinsame Macht der Individuen 
verkörpert, so konzipiert sein, daß er den Bezug auf die Vernunft 
der Indi viduen und die darin sich artikulierende Freiheit wahrt. 
Diesen Gesichtspunkt hat der Th eoretiker des Staates gegen stets 
mög liche Einschränkungen durch Machthaber, die an diesem Be-
zugspunkt nicht orientiert sind, zu verteidigen. Derjenige Staat 
wird in sich stabiler und damit hinsichtlich seiner Aufgabe der 
Friedenssicherung leistungsfähiger sein, der in der Verhinde rung 
freiheitswidriger Gewalt zugleich ein Mehr an Freiheit ge währt, 
der also die Aktivität des geistigen Sich-Äußerns im Feld der Öf-
fentlichkeit fördert und darin zugleich die Voraussetzungen, un-

4 Vgl. W. Bartuschat, Freiheit als Ziel des Staates. In: D. Bostrenghi (Hg.), 
Th e Proceedings of the Urbino Conference an Hobbes and Spi noza. Science 
and Politics, Neapel 1992.
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ter denen ein Philosophieren allererst möglich ist, dessen rechte 
Form Spinozas »Ethik« beschreibt.

Aber off ensichtlich ist die im ersten Traktat gegebene Be-
schreibung der Verfaßtheit eines optimalen Staates an dem beste-
henden Staat der Niederlande unter der liberalen Regentschaft 
der Brüder de Witt orientiert, für dessen Erhalt gegen eine dro-
hende Gefährdung durch den Zeitgeist der Traktat streitet. Je-
denfalls gibt Spinoza die Begründung dafür, daß der von ihm 
beschriebene Staat auch der optimale, weil leistungsfähigste ist, 
aus der Empirie, nämlich im Hinweis auf die blühende Stadt Am-
sterdam und das Wohlergehen ihrer Bürger (20. Kap.). Spinoza 
mußte jedoch bald erfahren, daß der bestehende Staat, der die 
Th eorie der Bedingungen des Bestehens von Staat stützen sollte, 
nicht von Bestand war. Die liberalen Regenten dieses Staates, die 
Brüder de Witt, wurden 1672 von Bürgern ihres Staates durch 
Aktionen gestürzt und liquidiert, die, Ausdruck blinder Aff ekti-
vität, alles andere als vernünftig waren. Spinoza mußte erfahren, 
daß er einer Illusion erlegen ist, der Illusion eines Th eoretikers 
der Politik, der unterstellt, daß diejenigen, die er in seiner Th eo-
rie beschreibt, diese Th eorie auch übernehmen, d. h. aus ihrer 
Perspektive sich von dem leiten lassen, was der Th eoretiker als 
tauglich für den Staat erkennt. Aber nur wenn die Freiheit des 
Geistigen etwas ist, das die Individuen tatsächlich begehren, wird 
man sagen können, daß ein Staat, der den Bezug darauf wahrt, 
in sich stabil ist, weil er dann ein gemeinsamer Bezugs punkt des 
individuellen Begehrens ist. Wird dies ausgeblendet, dann hat 
die auf die Vernunft der Individuen sich beziehende Th eorie ei-
nen normativen Gehalt, der lediglich Vorschriften für das aff ek-
tive Begehren formuliert, die dieses nicht bestimmen können, 
solange sie ihm transzendent und darin äußerlich sind.

Genau das hat die Analyse der Verfassung des individuellen 
conatus in der »Ethik« ergeben. Die Vernunft hat eine ihr allein 
zukommende Kraft der Lebensgestaltung nur, wenn sie dem co-
natus nicht mehr äußerlich ist und das menschliche Begehren 
nichts als eine Weise des Erkennens ist, in der der Mensch zu-
gleich in höchstem Maße emotional betroff en ist. Dies entwik-
kelt Spinoza, fern von aller Politik, im letzten Teil der »Ethik«, 
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der der Macht des Intellekts und darin der menschlichen Frei-
heit gewidmet ist. Daß der dort beschriebene Weg, wie es in der 
»Ethik» heißt, »sehr schwierig« ist, das wird im »Politischen Trak-
tat« in der Einleitung, in der Spinoza erörtert, was Politik ist und 
sein kann (I, 5), wiederholt, um zu unterstreichen, daß die ser 
Weg der Politik nicht off en ist. Die Vernunft müßte, um wir-
kungsvoll zu sein, eine Gestalt annehmen, die sie bei den meisten 
nicht haben kann, während ihrer Gestalt des bloß Präskriptiven 
nur derjenige eine Wirkungskraft einräumen wird, der hinsicht-
lich dessen, was menschliches Begehren ist, ahnungslos ist. »Wer 
sich deshalb einredet, eine Menschenmenge oder diejenigen, die 
in öff entlichen Angelegenheiten zerstritten sind, könnten dazu 
gebracht werden, nach einer bloßen Vorschrift der Vernunft zu 
leben, der träumt vom goldenen Zeitalter der Dichter oder von 
einem Märchen« (I, 5). So setzt sich der »Politische Traktat« von 
dem Programm des »Th eologisch-Politischen Traktats« ab und 
blendet auch weitgehend den Gesichtspunkt aus, daß die Politik 
ein Hilfsmittel ist, dessen der Weise auf dem ihm eigenen Weg 
eines gelingenden Lebens bedarf.5 Wird diese Funktion auch 
nicht in Frage gestellt, so ist die Th eorie der Politik doch unab-
hängig von einem Ziel zu entwickeln, das dem politischen Ge-
schäft transzendent ist. Die Frage ist allein, wie der Staat verfaßt 
sein muß, damit er angesichts des aff ektiven Begehrens ein fried-
volles Leben der Menschen untereinander sicherstellen kann. 
Spinozas Grundthese ist, daß der Staat hierfür eine in sich stabile 
Organisation sein muß, deren Stabilität unabhängig von dem 
Vernunftgebrauch der Individuen ist und auch von subjektiven 
Einstellungen, die sich auf Redlichkeit oder sonst irgendeine 
mo ralische Haltung stützen, die vielmehr so verfaßt sein muß, 
daß sie in den für Angelegenheiten des Staates Verantwortung 
tra genden Subjekten destabilisierende Faktoren gar nicht erst auf-
kommen läßt.

5 Zum internen Verhältnis der drei Politik-Konzeptionen vgl. L. Mugnier-
Pollet, La philosophie politique de Spinoza, Paris 1976.
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2. Politik und Natur

Von dieser Grundthese her kann das Anliegen des Traktats gut 
verständlich gemacht werden. Subjekte sind auf der Basis eines 
je individuellen Strebens, das nicht schon vernunftorientiert ist, 
in ein Gefl echt zu integrieren, das sie in ihrem Streben dann be-
stimmt, wenn es sich auf etwas stützt, das, in der Natur des Men-
schen gelegen, allen Menschen gemeinsam ist. Und es sieht so aus, 
als wolle Spinoza das Zustandekommen eines solchen Ge fl echts 
als einen natürlichen Vorgang beschreiben. Das Gemein same der 
Menschen sei deren Aff ektivität, in der sich das Merk mal eines 
jeden Individuums, Macht zu sein, ursprünglich äußert. An sie 
wird der Staat so gebunden, daß er als das Resultat eines aff ek-
tiven Strebens der Menschen erscheint, das ihn eine gemeinsame 
Macht sein läßt, durch die er zugleich höchste Macht ist, die 
ihm die Gewalt (potestas) verleiht, kraft seiner Machtfülle das 
bloß individuelle Streben, das konfl iktträchtig ist, in Schranken 
zu halten und so Frieden unter den Individuen zu stiften. Wie 
eine Gemeinsamkeit des aff ektiven Strebens mög lich ist, ver-
sucht Spinoza in einem ersten Zugriff  aus der Faktizi tät mensch-
lichen Strebens in dessen Bedürftigkeit zu beantwor ten, die den 
einzelnen Menschen in seinem Aussein auf Selbster haltung mit 
anderen Menschen, auf die er angewiesen ist, schon eine natür-
liche Verbindung eingehen läßt. »Wenn zwei auf ein mal zusam-
menkommen (convenire) und ihre Kräfte verbinden, dann ver-
mögen sie zusammen mehr ...« (II, 13), mit diesem Satz eröff net
Spinoza die Darlegung des natürlichen Fundaments des Staates. 
Es ist die Beschreibung dessen, was die Menschen, weil sie auf 
Machterhalt aus sind, schon im natürlichen Zustand tun. Der 
Zusammenschluß der Individuen, aus dem der Staat resul tiert, 
ist, so verstanden, ein natürliches Ereignis, das immer schon ge-
schieht, weil Menschen in ihrem Selbsterhaltungsstre ben, sich 
einander anpassend und sich arrangierend, zu natürli chen Bünd-
nissen gelangen. Gerade im Begrenztsein der eigenen Macht 
durch äußere Mächte übertragen sie immer schon einander ihre 
Macht, ohne daß es dafür eines eigenen Aktes beschließender 
Übereinkunft bedürfte. Jener Akt, kraft dessen die Menschen 
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den Naturzustand verlassen, hätte, wie in der Vertragstheorie von 
Hobbes, die Konsequenz, den Staat gegen das natürliche Stre-
ben der Individuen als ein künstliches Gebilde anzusehen, das, 
abgehoben von den natürlichen Antrieben der Individuen, kein 
ihnen gemeinsames Gebilde wäre. Dieses Verständnis des Staates 
als Resultat naturwüchsigen Sichzusammenfi ndens von im af-
fektiven Streben sich manifestierenden Kräften hat Spinoza in 
der Einleitung von einem Vorrang der tatsächlichen poli tischen 
Praxis gegenüber aller bloßen Th eorie sprechen lassen. Alles den 
Menschen Förderliche sei von ihnen tatsächlich er probt und alles 
der Tatsächlichkeit sich Entziehende könne ih nen nicht förder-
lich sein (I, 3).

Andererseits, Spinoza betont es zur Genüge, führt das tatsäch-
liche aff ektgeleitete Streben der Menschen jedoch keineswegs zu 
einem einträchtigen Zusammen der Menschen, sondern primär 
zu einem konfl iktträchtigen Gegeneinander. Insofern dieser Tat-
bestand nicht das Resultat einer Verdammung der Aff ekte ist, 
sondern ihrer Beschreibung, in der Spinoza ein unerreichter 
Meister ist, und insofern sich auch nirgendwo ein in sich sta-
biles Staatsgebilde aufzeigen läßt, müßte eher angenommen 
werden, daß es die Menschen sind, die, immer noch zerstritten, 
irgend etwas falsch gemacht haben und nicht nur, wie Spinoza 
unter stellt, die Th eoretiker in ihren falschen Beschreibungen 
der menschlichen Natur. Man kann diesem Vorbehalt nicht 
entge hen, indem man die Entstehung des Staates nach einem 
physikali schen Modell sich arrangierender und miteinander 
verknüpfender Kräfte zu erläutern sucht, das Spinoza in der 
»Ethik« in bezug auf Körper entwickelt hat.6 Dort hat er in einer 
Physik des Körpers (nach Lehrsatz 13 des Zweiten Teils), ori-
entiert an dem cartesi schen Begriff  der Bewegungsgröße, Kör-
per, die einander anliegen oder die sich ihre Bewegungen nach 
einer bestimmten Regel wechselseitig mitteilen (communicare), 
als miteinander verei nigte Körper (corpora invicem unita) de-
fi niert, die alle zusammen einen Körper, d. h. ein Individuum 

6 Verteidigt besonders von A. Matheron, Individu et communauté chez 
Spinoza, Paris 1969, 21988.
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bilden (omnia simul unum corpus sive individuum componere), 
das wiederum mit anderen Individuen dieser Art ein größeres 
Ganzes, das seiner seits einen einheitlichen Körper bildet, aus-
macht bis hin zu der ganzen Natur (tota natura), die, wie es im 
scholion zu lemma 7 heißt, ein Individuum ist, das, wie immer 
die einzelnen Körper als dessen Teile sich verändern mögen, der 
eigenen Gestalt nach unverändert bleibt (absque ulla ejus formae 
mutatione).

Es ist unschwer zu sehen, daß sich dieses Modell auf die Th eo-
rie des Staates nicht übertragen läßt.7 Denn 1. sind menschliche 
Individuen, die sich aufgrund ihrer Aff ektivität zu einem Staat 
zusammenfi nden, nicht primär Körper, sondern vorstellende 
und damit geistige Wesen, und 2. hat die sich bei aller internen 
Veränderung gleichbleibende Gestalt des ganzen Universums 
nichts mit der Gestalt eines Staates zu tun, der, anders als die Na-
tur im Ganzen, ein von Menschen zustandegebrachtes Ge bilde 
ist. Die Gestalt der Natur im Ganzen ist ein vermittelter unend-
licher Modus, von Spinoza »facies totius universi« ge nannt (Brief 
64), der, aus der Natur Gottes folgend, ewig ist und den end-
lichen Modi logisch vorausgeht, worin er deren Aktivität immer 
schon bestimmt. Der Staat geht hingegen nicht endlichen Modi 
logisch voraus, sondern ist erst deren Resultat; und er ist auch 
nicht ewig, sondern bestenfalls immerwährend (»aeter num«), 
also ein in die Zeit fallendes Gebilde und damit zeitlichen Ver-
änderungen unterworfen. Daß Menschen natürlicherweise auf 
ein staatliches Gebilde aus sind, kann nicht heißen, daß sie in 
ihrem Streben schon durch ein solches Gebilde bestimmt sind, 
das, ihnen immanent, ihr Streben leitete.

Dem menschlichen Streben geht keine Gemeinsamkeit voraus, 
die analog wäre zu dem, was sich in der Sphäre sich bewegender 
Körper ereignet. Es ist durch eine Selbstbezüglichkeit in Form 
subjektiven Sichverstehens gekennzeichnet, weil der Mensch in

7 Vgl. L. Rice, Individual and Community in Spinoza’s Social Psy chology. 
In: E. Curley / P.-F. Moreau (Hg.), Spinoza. Issues and Direc tions, Leiden 
1990.
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seinem aff ektiven Begehren nicht nur, wie jedes Seiende, danach 
strebt, sich zu erhalten (in suo esse perseverare), sondern auch ein 
Bewußtsein davon hat, daß es dabei um sein eigenes Sein geht. 
Wie undeutlich dieses Bewußtsein auch sein mag und welch un-
klare Vorstellung der Mensch dabei von dem haben mag, was 
er selber ist, er hat immer noch eine Vorstellung von sich, die 
in sein Streben eingeht und dieses ausgestaltet. Deshalb gibt es 
un terschiedliche Th eorien des Staates, gewiß mehr oder minder 
gute, die aber, ob gut oder schlecht, in die politische Praxis sel-
ber eingehen und das politische Handeln bestimmen, anders als 
es in der Physik von Körpern der Fall ist, die sich nach einer 
Gesetz lichkeit bewegen, die unabhängig davon ist, wie sie ver-
standen wird. Und deshalb macht es sich Spinoza wohl zu ein-
fach, wenn er das eigene theoretische Geschäft nur als Zurück-
weisung fal scher Th eorien versteht, denengegenüber es bloß da-
rauf an komme, die tatsächlich geschehende politische Praxis aus 
der Natur des Menschen zu rechtfertigen. Denn jene Th eorien, 
die in Spinozas Augen falsch sind, sind nicht bloß willkürliche 
Kon struktionen, die Träumereien nachhängen; sie greifen viel-
mehr ein Selbstverständnis, das Menschen haben, auf, das, mag 
es auch falsch sein, denn irren ist menschlich, wie Spinoza selber 
weiß (II, 12), wirklich vorhanden ist und insofern das mensch-
liche Sichverhalten, das von Vorstellungen, Wissen und Erwar-
tungen geleitet ist, auch tatsächlich bestimmt. Hatte Spinoza im 
»Th eo logisch-Politischen Traktat« unterstellt, daß die Individuen 
in ihrem Sichverhalten an einer richtigen Th eorie zumindest 
orien tiert sind, nämlich an derjenigen, die Spinoza entwickelt, so 
scheint er in dem »Politischen Traktat« mit der Preisgabe dieses 
Konzepts in das andere Extrem zu verfallen, nämlich zu unter-
stellen, daß Individuen überhaupt nicht von Th eorien geleitet 
sind und ihr Begehren sich so natürlich vollziehe wie die Bewe-
gungen von Körpern im Raum des bloß Physischen.

In Wirklichkeit hält Spinoza in unserem Traktat das Modell des 
Physischen aber gar nicht durch. Man kann sich das an Spinozas 
Begriff  von Natur verdeutlichen, der in den Begriff  des Naturzu-
standes ebenso wie in den des Naturrechts und den des Staates 
als eines natürlichen Dinges eingeht. Basis all dieser Begriff e ist 
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der Begriff  der Macht (potentia).8 Naturzustand und politischer 
Zustand sind gleichermaßen Ausdruck der menschlichen Macht, 
die sich in ihnen nur unterschiedlich ausdrückt. Und sie ist es 
auch, an die der für die Staatstheorie zentrale Begriff  des Rechts 
gebunden ist. Macht ist ein Individuum, das ist Spinozas erste 
systematische Überlegung in unserem Traktat, weil es ein Modus 
der göttlichen Substanz ist, welche wesentlich sich betätigende 
Macht ist, die sich in Form einer immanenten Kausalität in ihren 
Produkten, den Modi, äußert, denen deshalb das ihr wesentliche 
Merkmal ebenfalls wesentlich zukommt. Diese Macht hat bei 
ei nem endlichen Modus, der durch die Macht anderer Modi be-
grenzt ist, die Gestalt eines conatus, worin sie eine Tätigkeit ist, 
die durch andere Modi bestimmt ist, darin aber immer noch Tä-
tigkeit dieses Modus ist, der dies, überhaupt Macht zu sein, nicht 
erst durch andere Modi erhält, sondern durch Gott, wenn auch 
notwendigerweise im Kontext mit allen anderen Modi, die Gott 
auch produziert.

Diese Macht eines einzelnen Dinges und damit auch des Men-
schen wird von Spinoza als dessen Recht bezeichnet, das ein Recht 
der Natur ist, weil es unabhängig vom Staat und dem durch es 
gesetzten Recht ist, also dem Menschen auch schon im vorstaatli-
chen Naturzustand zukommt. Die natürliche Macht als ein Recht 
zu bezeichnen, steht allerdings zugleich unter der Perspektive auf 
das gesetzte Recht. Nur ein solcher Hinblick rechtfertigt es, auch 
mit der Macht Gottes den Begriff  des Rechts zu verbinden (II, 3)
eine Verbindung, die sich in der »Ethik«, in der die Th eorie 
Gottes entwickelt wird, nirgendwo fi ndet und die in bloß onto-
logischer Perspektive auch sinnlos ist. Erst im Hinblick auf das 
Recht, das vom Menschen in positiver Gesetzgebung geschaff en 
wird, erhält ein Recht, das Gott zugesprochen wird, einen Sinn, 
nämlich das, was sich von Gott herleitet, die Macht eines Indivi-
duums, als eine unantastbare Instanz einzuführen, gegen die ein 
Staat in seiner Gesetzgebung nichts vermag. Gegen sie Rechtsge-
setze zu erlas sen, bedeutet, daß solche Gesetze wirkungslos sind.

8 Vgl. hierzu D. J. Den Uyl, Power, State and Freedom. An Interpre tation 
of Spinoza’s Political Philosophy, Assen 1983.



XXII Wolfgang Bartuschat

Mit »Naturrecht« wird dann zwar einerseits nur das Sichäus-
sern eines individuellen conatus, also das, was ohnehin ge schieht, 
mit einem weiteren Namen belegt, der diesem Gesche hen nichts 
hinzufügt, andererseits aber dieses Sichäußern als Ausdruck je 
individueller Macht gegen ein falsches Verständnis verteidigt. 
Und genau dort hat der Rechtsbegriff  seinen genuinen Ort, nicht 
dort, wo es nichts zu verteidigen gibt, also nicht in bezug auf 
Gott und auf die Natur im Ganzen. Auch sie können zwar vom 
Menschen falsch verstanden werden, doch bleiben sie von einem 
solchen Verständnis unberührt, während der Mensch durch die 
Weise, in der andere Menschen ihn verstehen, tatsäch lich be-
schränkt wird. Es ist die Macht des Geistes, durch die sich Men-
schen in ihrem Sichentfalten wechselseitig unterdrücken; sie ist 
es, nicht die Körperkraft, die zu Konfl ikten unter den Men schen 
führt und Menschen zu Wesen macht, die sich mehr als andere 
Wesen voreinander fürchten müssen (II, 11 und 14). Des halb 
ist es irreführend, wenn Spinoza in seiner verdeckten Pole mik 
gegen Hobbes, der zwischen Recht und Natur strikt ge schieden 
hat, von einem Recht der Natur im Ganzen spricht (II, 4), de-
ren Gesetzlichkeit ohnehin nicht verletzt werden kann und die 
sich kraft dieser Gesetzlichkeit auch immer selbst erhält. Und 
erst recht irreführend ist es, das Recht des Menschen von den 
Gesetzen dieser Natur her verstehen zu wollen (II, 5). Denn das 
hieße, ihn als einen bloßen Teil der Natur im Ganzen zu ver-
stehen, der lediglich zu deren Erhaltung seinen Beitrag lei stete, 
gleichgültig was dabei mit ihm selbst geschieht. Es ginge einem 
Menschen dann nicht um die eigene Selbsterhaltung, son dern 
nur um die der ganzen Natur; sie zu erhalten, bedürfte es gewiß 
keines Staates.

Nur derjenige, der unterdrückt werden kann, steht unter ei-
nem Begriff  des Rechts, und zwar unter fremdem Recht, wenn 
das tatsächlich geschieht, und unter eigenem, wenn er jene unter-
drückende äußere Gewalt zurückweisen und darin ein Leben 
führen kann, das der eigenen Sinnesart gemäß ist. Mit diesen 
Überlegungen (II, 9) beginnt Spinozas Th eorie des Staates als ei -
ner Organisationsform, die das Recht eigens im Blick hat und 
die als das Medium verstanden wird, das dem einzelnen das ihm
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eigene Naturrecht sichert, etwas, was dieser in außerstaatlicher 
Vereinzelung für sich allein nicht kann. Daß diese Sicherung 
erst durch positive Gesetze des Staates zu erbringen ist, ist Konse-
quenz der vorpositiven Bindung des Rechts eines Individuums 
an dessen Macht. Denn wenn Recht und Macht identisch sind 
und Macht nur in ihren Äußerungen ist, dann ist das Recht eines 
Individuums in seinem Umfang und damit in seiner Wirksam-
keit von der Reichweite der Macht bestimmt, die durch die Über-
macht von Äußerem begrenzt ist. Sie ist nicht Ursache dafür, 
daß ein einzelnes Ding überhaupt Macht ist, aber doch Ursa-
che da für, daß ein Individuum sich nicht aus sich heraus ent-
falten kann. Es gelangt nicht zu seinem Recht, weil die eigene 
Macht faktisch eingeschränkt ist. Das bloße Sichberufen auf ein 
Naturrecht kann daran nichts ändern, weil das an die Macht 
gebundene Recht auch an die Weise gebunden ist, in der sich 
die Macht äußert. Sie ist ein Vollzug, dem das Individuum nie 
vorweg sein kann, und deshalb hält Spinoza von dem Recht als 
Naturrecht alle Verbindlichkeit eines Gebietens oder Verbietens 
fern, die den Menschen auf etwas hin verpfl ichten könnte (II, 8). 
Ein Sichberufen auf es garantierte dem Menschen nicht mehr, 
als er kraft seiner Macht ohnehin kann, also gar nichts. Deshalb 
ist das Na turrecht in einem durch Vereinzelung gekennzeich-
neten Natur zustand bedeutungslos (II, 15). Genießen kann es 
der einzelne nur in einem Staat, der es sichert mit Hilfe seiner 
eigens erlasse nen Rechtsgesetze, die, einmal erlassen, eine für die 
Untertanen des Staates verbindliche Kraft haben und darin dem 
einzelnen etwas garantieren: den Schutz vor der Gewaltsamkeit 
durch eine äußere Übermacht.

Das Naturrecht des einzelnen, das im Naturzustand bedeu-
tungslos ist, hat gleichwohl eine fundamentale Bedeutung für 
den Staat.9 Denn die Verbindlichkeit der Rechtsgesetze ist davon 
abhängig, daß der gesetzgebende Staat über hinreichende Macht 

9 Man wird deshalb Spinoza nicht in die Reihe der Rechtspositivisten (so 
M. Walther, Spinoza und der Rechtspositivismus. In: E. Giancotti (Hg.), Pro-
ceedings of the First Italian International Congress on Spi noza, Neapel 1985) 
einordnen können.
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verfügt, was nur der Fall ist, wenn er sich auf die Macht der 
Indi viduen, die seine Bürger sind, und damit auf deren Recht 
stützt. Spinoza zufolge ist das dann der Fall, wenn er sich als de-
ren ge meinsame Macht erweist, d. h. wenn er etwas ist, das allein 
durch die Individuen ist. Unter dieser Voraussetzung ist das, was 
von Staats wegen zu Recht (jure) geschieht, mit äußerer Gewalt 
un vereinbar, so daß der vom Staat ausgehende Zwang nichts den 
Individuen Äußeres ist, anders als der Zwang, der im Naturzu-
stand, ausgeübt auf einen von einem anderen, der mächtiger ist 
als dieser, immer schon stattfi ndet und der eine bloße Gewalttä-
tigkeit ist. Die zwingende Gewalt (potestas) des Staates, die als 
bloße Gewalt willkürlich sein kann, ist, gebunden an die Macht 
(potentia) des Staates, gegenüber den Untertanen genau dann 
nicht willkürlich, wenn sie deren gemeinsame Macht ist. Eine 
solche Legitimation der Gewalt des Staates steht unter keinen 
moralischen Ansprüchen, die naturrechtlich verankert wären, 
aber doch unter Ansprüchen, die von den Individuen und de-
ren Macht ausgehen. Und weil die Macht des einzelnen dessen 
Na turrecht ist, ist dieses, so hat es Spinoza gegen Hobbes formu-
liert, in der Th eorie des Staates immer unangetastet zu lassen 
(Brief 50). Individuen werden ihr Naturrecht nicht preisgeben 
und einem anderen übertragen, auch nicht einer staatlichen Sou-
veränität, weil sie es gar nicht können. Auch wenn sie es im Ein-
geschränktsein ihrer Macht faktisch auf andere übertragen, wer-
den sie immer etwas von ihm zurückbehalten, weil die Macht, 
obschon sie in ihren Äußerungen ist, in diesen nicht aufgeht. 
Sie ist immer noch die Macht eines Individuums, dem es um 
sich selber geht, um den eigenen Vorteil und Nutzen. Indivi-
duen werden einem Staat nicht zustimmen, sondern gegen ihn 
rebel lieren, der ihnen nicht das garantiert, worauf sie selber aus 
sind: eine Sicherheit, gemäß ihrer eigenen Macht tätig zu sein 
und darin ihres Naturrechts inne zu werden, etwas, das ihnen im 
Na turzustand wegen einer sie bedrohenden Übermacht der ande-
ren, die nicht rechtsgesetzlich geregelt ist, nicht möglich ist. Die 
Sicherheit, die herzustellen die Rechtsgesetze des Staates dienen, 
ist folglich die Sicherung von etwas, das der Gesetzgebung vor-
ausgeht: daß Individuen sich selbst, ungezwungen durch andere, 
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betätigen können. Der hierfür zu stiftende Frieden, die zentrale 
Aufgabe des Staates, kann deshalb, anders als bei Hobbes10, nicht 
in negativer Weise als Abwesenheit von Krieg verstanden werden 
(V, 4), sondern nur in positiver Weise als eine Tugend (virtus), 
in der die Bürger selber tätig sind. Und sie bestimmt Spinoza 
als eine solche, die an den Geist gebunden ist (V, 5), weil sie ein 
Wissen des Individuums um sich selber einschließt.

Unter dieser Voraussetzung ist nicht zu sehen, wie die Entste-
hung des Staates aus den aff ektiven Machtäußerungen von Indi-
viduen verständlich gemacht werden könnte, weil in ihnen die 
Individuen divergieren und nicht zu einer Einheit gelangen, die 
erlaubte, von einer gemeinsamen Macht zu sprechen. Zwar be-
hauptet Spinoza, daß sich im Naturzustand und im politischen 
Zustand ein und derselbe Aff ekt, erläutert an dem der Furcht, 
durchhalte und nur hinsichtlich seines Gegenstandes verschie-
den sei und daß Individuen, anders als im Naturzustand, im 
Staat »ein und denselben Urheber von Sicherheit« haben, wo-
durch ih nen zugleich »ein und dieselbe Lebensweise« garantiert 
werde (III, 3). Er setzt dabei aber schon voraus, daß der Staat als 
ge meinsame Macht ein einheitliches Gebilde ist. Und er macht 
deutlich, daß, wenn von dem aff ektiven Streben der Individuen 
ausgegangen wird, im Hinblick auf eine solche Einheit das von 
der staatlichen Gesetzgebung Beschlossene lediglich »so genom-
men werden muß, als sei es von jedem einzelnen beschlossen 
worden« (III, 5). Bezogen auf die Faktizität des Strebens steht der 
Staat unter dem Aspekt eines »als ob«, der den Individuen etwas 
un terstellt, das nicht tatsächlich vorhanden ist. Dieses »als ob« 
ist insbesondere in die Formulierung eingegangen, daß die Men-
schen im Staat »wie von einem Geist geleitet werden (una veluti 
mente ducuntur)«, die erstmals dort gebraucht wird, wo Spinoza 
von dem Tatbestand eines schon bestehenden Staates ausgeht 
(II, 16). Es ist eine geistige Einheit, die, bezogen auf die Aff ekte, 
nicht wirklich sein kann, weil bei Menschen, die Aff ekten unter-
worfen sind, ein einheitlicher Geist gerade nicht vorhanden ist.  

10 Zu Spinoza und Hobbes vgl. die Einleitung von S. Zac in seiner Ausgabe 
des »Politischen Traktat«.
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Indem die veluti-Formel diese Möglichkeit zurückweist, redet 
sie nicht einem Fanatismus derer das Wort, die sich von einem 
Geist, der sie fremdbestimmt, emotional zur Gemeinsamkeit ei-
nes blinden Aktionismus11 aufstacheln lassen, wovon, um mit 
Spinoza zu reden, »jedes Zeitalter höchst traurige Beispiele er lebt 
hat« (III, 10).

Ist eine Gemeinsamkeit im Aff ektiven bloß fi ktiv, dann läßt 
sich ein Staat, der durch gemeinsame Macht defi niert ist, nicht 
aus dem aff ektiven Leben der Menschen herleiten. Es kann nur 
gezeigt werden, welche Bedingungen er von sich aus erfüllen 
muß, damit er sich als eine gemeinsame Macht erweist. Deshalb 
entwickelt Spinoza die Staatstheorie in zwei voneinander unab-
hängigen Schritten. In einem ersten Schritt schließt er aus der 
Beschreibung des Naturzustandes, in dem der einzelne seines na-
türlichen Rechts nicht teilhaftig wird, auf das Erfordernis eines 
Staates, in dem Menschen gemeinsame Rechtsgesetze haben, und 
in einem zweiten Schritt beschreibt er die Bedingungen, die ein 
Staat erfüllen muß, damit gesagt werden kann, daß Menschen 
Rechtsgesetze haben, die ihnen tatsächlich gemeinsam sind. Die 
Trennung der beiden Betrachtungsweisen ist im Übergang von 
§ 15 zu 16 des Kapitels II markiert. In § 15 stellt Spinoza den 
Genuß des natürlichen Rechts unter die Bedingung gemein-
samer Rechtsgesetze; in § 16 geht er vom Tatbestand gemein-
samer Rechtsgesetze aus, um im Anschluß daran zu entwickeln, 
was diese Annahme impliziert. So unterstellt die vage Formel 
des »wie von einem Geist Geleitetwerdens aller« in 16, daß Men-
schen gemeinsame Rechtsgesetze schon haben. Und in 17 wird 
das der Souveränität des Staates zukommende Recht schlicht als 
ein durch die Macht der Menge (multitudo) bestimmtes Recht 
defi niert. Das Bestehen von »multitudo« als Name für jene tat-
sächliche Einheit aller, die die gemeinsame Macht der Indivi-
duen verkörpert, wird angenommen, wenn von einem höchsten 
Recht staatlicher Souveränität soll gesprochen werden können, 

11 Eine extrem aktionistische Interpretation fi ndet sich bei A. Negri, 
L’anomalia selvaggia. Saggio su potere e potenza in Baruch Spinoza, Mailand 
1981.
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ohne daß erwiesen wäre, wie sie möglich ist. So wenig wie die 
Quasi-Einheit des Geistigen einem Staat vorangeht, so wenig be-
steht die multitudo unabhängig von ihm. Sie ist vielmehr nur in 
einem Staat, dessen höchste Macht die Macht der Menge und 
nichts anderes ist. Wenn die Genese einer einheitlichen Menge 
sich nicht aufzeigen läßt und damit auch nicht deren Wirklich-
keit, dann kann der Staat, dessen Strukturen Spinoza unter der 
Annahme eines Zusammen falls von Menge und Staat beschreibt, 
gar kein wirklicher Staat sein. Spinoza müßte mit ihm die Form 
eines optimalen Staates im Blick haben, der, obwohl nur ein Ideal, 
immerhin den Vorzug hätte, daß von ihm her wirkliche Staaten 
in ihrer Leistungsfähig keit sich beurteilen ließen. Er wäre aber 
nur ein theo retischer Entwurf, der die Gründe enthält, warum 
Staaten zerfal len, wenn sie hinter ihm zurückbleiben. Praktisch 
bedeutsam wäre eine solche Beurteilung erst, wenn sich zeigen 
ließe, daß ein so konzipierter Staat keine bloße Idee ist, sondern 
ein Gebilde, das sich verwirklichen läßt.

3. Staat und Individuum

Spinozas Bemühen, den Nachweis der Wirklichkeit eines sol-
chen Staates zu erbringen, steht nun in einer eigentümlichen 
Span nung zu dem Tatbestand, daß der Staat, nimmt man den 
Ausgang von den Individuen in deren Sichverhalten, etwas ist, 
das erst aussteht. Kriterium der Wirklichkeit eines Staates ist für 
Spinoza sein Bestehen im Sinne einer sich durchhaltenden Sta-
bilität, und Spinozas Hauptanliegen ist zu zeigen, wie er gegen 
eine Gefähr dung zustandegebracht werden kann. Gefährdet ist 
er durch die Individuen, die Interessen verfolgen, die einer Ge-
meinsamkeit entgegenstehen, gegen die er sich als ein gemein-
samer Staat eta blieren muß. Spinoza zufolge wird ein Staat die-
ser Gefährdung entgehen, weil er ein natürliches Ding ist, das 
wie jedes Indivi duum nach Selbsterhaltung strebe und deshalb 
Gesetze erlassen wird, die der eigenen Selbsterhaltung dienen. 
Doch ist er ein na türliches Ding nur, sofern er an das natürliche 
Streben der Individuen gebunden ist, gegen das er nichts vermag, 
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worin er mitnich ten schon ein Ding ist, dem ein einheitlicher 
conatus zukäme. Aus dem vermeintlichen Streben eines Gemein-
wesens nach Selbst erhaltung kann so wenig der Erlaß guter Ge-
setze hergeleitet wer den wie aus dem tatsächlichen Selbsterhal-
tungsstreben eines In dividuums das Ergreifen guter Mittel, die 
der Selbsterhaltung wirklich dienen.

Spinoza will deshalb nicht nur beschreiben, welche zu erlas-
senden Gesetze gut sind, weil der Verweis auf ein Gutes, bezo-
gen auf die Tatsächlichkeit, bloß präskriptiv ist, analog zur 
Ein führung der »dictamina rationis« im Zusammenhang der 
Th eorie einer möglichen Beherrschung der Aff ekte im Vierten 
Teil der »Ethik«.12 Wie dort in einem zweiten Schritt zu zeigen 
ist, inwiefern die Th eorie des Guten keine bloße Vorschrift ist, 
folgt auch hier auf die Beschreibung in einem zweiten Schritt 
die rechtferti gende Begründung. Die Kapitel zu den Regierungs-
formen der Monarchie und Aristokratie machen dies deutlich. 
Spinoza ent wickelt zunächst jeweils die grundlegenden Gesetze, 
die das Ge setzgebungsverfahren im einzelnen regeln, und bedient 
sich hier bei über weite Strecken im Gebrauch des Konjunktivs13 
eines Modus des Unwirklichen, der anzeigt, wie Gesetze sein sol-
len, damit das Gemeinwesen einen Bestand haben kann. Und 
im An schluß daran will er nachweisen, daß diese Gesetze tat-
sächlich erlassen werden können, worin jene Vorschriften erst 
einen Wirklichkeitsbezug erhalten, durch den sie gerechtfertigt 
sind: »Es genügt nicht, wenn man gezeigt hat, was geschehen 
sollte; man muß vielmehr vor allem zeigen, wie es möglich ist, 
daß ...« (VII, 2). Das, was geschehen kann, muß sich aus dem 
Können des Staates herleiten lassen, d. h. aus dessen Macht, die 
ihre Wirklichkeit aber allein darin hat, tatsächlich die gemein-
same Macht der Individuen zu sein.

12 Vgl. W. Bartuschat, Die Th eorie des Guten im 4. Teil der »Ethik«. In: 
A. Dominguez (Hg.), La ética de Spinoza. Fundamentos y signifi  cado, Ciudad 
Real 1992. Jetzt auch in M. Hampe/R. Schnepf (Hg.), Baruch de Spinoza. 
Ethik in geometrischer Ordnung dargestellt, Berlin 2006.

13 Die Franzosen (Zac, Moreau, neuerdings auch Ramond), die in der Über-
setzung einfach die Form des Futurs verwenden, verwischen die Diff erenz.
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Die Frage, wie der Staat sich als eine solche Macht erweisen 
kann, läßt sich zunächst unter einem negativen Gesichtspunkt 
verfolgen. Er bestünde darin, den Staat auf ein Gemeinsames 
sich beziehen zu lassen, das unabhängig von den Äußerungen 
ist, in denen sich die Macht der Individuen artikuliert. So erhält 
bei spielsweise der Begriff  der Gerechtigkeit, der für Spinoza vor 
einer positiven Gesetzgebung keine Bedeutung hat (II, 23), auch 
durch die Positivität keine inhaltliche Füllung. Gerecht, so lesen 
wir, sei »derjenige, der den beständigen Willen hat, jedem das 
Seine zukommen zu lassen« (ebd.). Nicht über die dürftige For-
mel des naturrechtlichen gefaßten »suum cuique tribuere«, die 
der Kritik der Rechtspositivisten geradezu ausgesetzt ist, hinaus-
gehend, hat diese Formel ihre Stärke darin, daß sie das, was das 
Seine ist, nicht inhaltlich bestimmt, sondern lediglich den Bezug 
auf einen jeden betont und darin jedem Individuum zugesteht, 
etwas als das Seine zu haben, das ihm nicht genommen werden 
kann. Die Berücksichtigung eines jeden, unangesehen seines spe-
zifi schen Könnens und der daraus sich herleitenden Fähigkeiten, 
sich unterschiedlich durchzusetzen und zur Geltung zu bringen, 
läßt die Gesetzgebung eines Gemeinwesens als Ausdruck einer 
gemeinsamen Macht erscheinen und darin zugleich als eine Ge-
setzgebung, die gerecht ist. Auch in den Begriff  des Nutzens, 
über den ein Gemeinwesen in vorzüglicher Weise seine interne 
Stabilität erlangt, geht ein bloß formaler Gesichtspunkt ein. Eine 
Gemeinsamkeit der Bürger im Sinne jener Einheit, die termino-
logisch als multitudo gefaßt wird, sei nicht denkbar, wenn das 
Gemeinwesen nicht auf das aus wäre, »was die gesunde Vernunft 
als nützlich für alle Menschen ausgibt«, heißt es bei der Erläute-
rung der Reichweite der Macht und damit des Rechts des Ge-
meinwesens (III, 7). Auch hier wird nicht bestimmt, worin der 
Nutzen besteht, sondern allein betont, daß es um einen Nutzen 
geht, der alle Menschen und damit einen jeden Menschen betref-
fen muß, worin anerkannt wird, daß ein jeder etwas von sich aus 
ist und verfolgt. Deshalb können die Rechtsgesetze des Gemein-
wesens auch nicht das betreff en, was so an die Innerlichkeit eines 
Individuums gebunden ist, daß es durch äußeren Zwang nicht 
genötigt werden kann: die Freiheit des Urteilens über Sachver-


